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MDR-526994-2026-5 Wien, 28. April 2026
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das
Begleitgesetz zur Umsetzung der EU-Batterien-
verordnung im Bereich der Bewirtschaftung von
Altbatterien und das Bundesgesetz Uber die
Marktuberwachung von Batterien (Batterien-
Marktuberwachungs-Gesetz - BattMuG 2026)
erlassen werden und das AWG 2002 gedndert
wird (EU-Batterienverordnung Begleitgesetz -
BattBegG);

Begutachtung;

Stellungnahme

zu GZ: 2026-0.271.926

Zu dem mit Schreiben vom 27. Marz 2026 Ubermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes wird wie
folgt Stellung genommen:

Artikel 1 - Begleitgesetz zur Umsetzung der EU-Batterienverordnung im Bereich der Bewirtschaftung
von Altbatterien

Zu § 5 Sammlung der Altbatterien und Abholkoordinierung:

§ 5 Abs. 2: Die verpflichtende, kostenlose Ubernahme von Starteraltbatterien wird abgelehnt (siehe
auch Anmerkungen zu § 28a AWG 2002).

& 5 Abs. 4: Die gut sichtbare und verstéandliche Information Uber die unentgeltliche RGcknahme sollte
bei allen Batteriekategorien erfolgen. In den Erlauterungen sollten die Vorgaben bei der Sammlung
und Lagerung von Lithiumbatterien gemal3 Abfallbehandlungspflichtenverordnung - AbfallBPV
aufgenommen werden.

Zu § 9 Voraussetzungen fiir die Errichtung und den Betrieb eines Sammel- und Verwertungssys-
tems:

89 Abs. 2: Es wird begruf3t, dass Starteraltbatterien in Bezug auf die Anforderung der Flachende-
ckung nicht angefGhrt werden.
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89 Abs. 3: Die Verpflichtung auch Starteraltbatterien bei der Erstellung eines Entsorgungslogistik-
plans durch Sammel- und Verwertungssysteme zu bericksichtigen, wird begrif3t.

8 9 Abs. 4: Bei den Kosten im Zusammenhang mit der Sammlung aller Batteriekategorien waren auch
Aufwendungen fiUr die Information der Letztverbraucher*innen zu bericksichtigen. Diese sollten
auch explizit in die Aufstellung aufgenommen werden.

In den erlduternden Bemerkungen zur Risikobewertung fir ausreichende insolvenzfeste Geldreser-
ven ware erforderlich, auch ,Batteriebrénde in Behandlungsanlagen” als beispielhaften Schadensfall
mit anzufGhren.

Zu § 11 Koordinierungsstelle:

& 11 Abs. 2 Z 2 lit. a: Die noch im Erstentwurf enthaltene Punktation sollte wieder aufgenommen wer-
den. Neben den Behalterkosten, soweit diese von der Gemeinde getragen werden, und den Kosten
allfallig erforderlicher Abdeckungsmalinahmen und baulicher MaRnahmen fir Gerdte- und LV-
Altbatterien, sofern sie aufgrund der AbfallBPV erforderlich sind, sollten vor allem auch die unbe-
dingt erforderlichen Personalkosten, die im Zusammenhang mit der Ricknahme entstehen, ange-
fUhrt werden. Alternativ ware zumindest in den Erlduterungen an entsprechender Stelle auf die Per-
sonalkosten zu verweisen.

811 Abs. 2 Z 2 lit. b: Die erforderlichen Kosten waren auch erganzend fiur LV-Altbatterien zu berick-
sichtigen und gegebenenfalls anteilsmaflig zu verringern.

In der Regel werden zivilrechtliche Vertrage mit den Sammel- und Verwertungssystemen zur Abho-
lung der Altbatterien abgeschlossen. Es sollte daher die Abholkoordinierung nicht als Bedingung fir
die Kostentragung angefihrt werden bzw. in den Erlauterungen darauf hingewiesen werden, dass
diese Vorgaben oftmals auch Grundlage fur zivilrechtliche Vertrage mit den Sammel- und Verwer-
tungssystemen sind.

& 11 Abs. 2 Z 3: Es sollte aufgrund anhaltender Brandereignisse durch Batterien anstatt auf eine ,ein-
heitliche Information" auf eine ,wirksame und ausreichende Information" verwiesen werden.

8 11 Abs. 4: Bei einer gewinschten Abholkoordinierung von Starteraltbatterien wére zukinftig auch
die Ermittlung eines Verpflichtungsanteils erforderlich. Dies mUsste dann auch in § 12 und Anhang 1
Berucksichtigung finden.

Bei einer Abholkoordinierung von Starteraltbatterien waren auch Pauschalen (siehe & 11 Abs. 2) fur
die Kosten der Gemeinden oder von Gemeindeverbanden festzulegen.

Nachdem derzeit unter § 7 Abs. 1 auch Starteraltbatterien mitumfasst sind, ware in Analogie zu den
Geratealtbatterien und LV-Altbatterien auch fir Starteraltbatterien folgender Punkt in die Vereinba-
rung aufzunehmen: ,Festlegung einer Vergitung fir die Kosten zur Sicherstellung einer einheitli-
chen Information der Letztverbraucher &sterreichweit durch die Koordinierungsstelle und durch die
Gemeinden oder Gemeindeverbande bezogen auf die Einwohnerzahl”.
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815 Abs. 3: Der Strafrahmen bei Verwaltungsibertretungen bis zu € 360 wird als zu gering erachtet
und sollte angehoben werden.

Zu Anhang 1- Regeln firr die Koordinierungsstelle gemaR § 11:

Der unter Pkt. 5.5. genannte Zeitpunkt fUr die Anrechnung sollte in Angleichung an Pkt. 5.6. und an
die EAG-VO auf 1. Mai des laufenden Kalenderjahres" gedndert werden.

Artikel 2 - Bundesgesetz, mit dem das Abfallwirtschaftsgesetz 2002 gedndert wird

Zu § 28a Sammlung von Elektro- und Elektronik-Altgerdten und Altbatterien:

Eingangs wird darauf hingewiesen, dass die Abgabestellen der Gemeinden und der Gemeindever-
bande ausschlieBlich fur Altgerate und Altbatterien aus privaten Haushalten (Dual-Use in haushalts-
Ublichen Mengen) einzurichten sind. Starteraltbatterien sind derzeit nicht im System von Altbatte-
rien hinsichtlich Infrastrukturentgelt und Abholkoordinierung enthalten und mussten neu geregelt
werden. Eine entsprechende Kostentragung durch die Sammel- und Verwertungssysteme ist im
Entwurf zum vorliegenden Begleitgesetz jedoch derzeit nicht vorgesehen bzw. nicht klar geregelt.
Das Sammeln von Starteraltbatterien in den Gemeinden und Gemeindeverbanden sollte - auch unter
dem Aspekt, dass die Differenzierung zwischen Starteraltbatterien auf Li-Basis und Industriebatte-
rien oft schwer zu treffen ist - daher weiterhin der Freiwilligkeit unterliegen.

Die festgelegte Mengenschwelle fir LV-Batterien mit 300 kg kann mit der vereinbarten Infrastruk-
turausstattung (1x 60 L Metallfass + Tauschgebinde) nicht erreicht werden, es wird eine Reduktion
der Mengeschwelle fUr LV-Batterien auf 30 kg angeregt.

FUr den Landesamtsdirektor
(elektronisch gefertigt)

Mag~? Birgit Eisler
Senatsratin

Ergehtan:
1. Prasidium des Nationalrates
2. alle Amter der Landesregierungen
3. Verbindungsstelle der Bundeslander
4. MA 22 (zur ZI. MA22- 545359-2026)
mit dem Ersuchen um Weiterleitung
an die einbezogenen Dienststellen
5. MA53
zur Veré&ffentlichung auf der
Stadt Wien-Website

Dieses Dokument wurde amtssigniert.
Diese Amtssignatur gilt fir Wien als Gemeinde und Land.
HN Stadt 30 Uhr
W- Information zur Priifung des elektronischen Siegels
1€N bzw. der elektronischen Signatur finden Sie unter:
https://www.wien.gv.at/amtssignatur



		2026-04-29T09:17:19+0200
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




